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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
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Anwesen: Thalkirchner Str. 80
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 10105/0,  
Gemarkung Sektion VI, Stadtbezirk 02
Sanierung 2er Wohngebäude, Ausbau 2er DGs  
(VGB + RGB) zu Wohnungen mit Gauben und Dachterras-
sen, Grundrissänderungen, Traufanhebung der Erkers  
am VGB, Einbau 2er Aufzüge, Anbau von Balkonen,  
Errichtung einer Dachterrasse auf dem Zwischengebäude, 
Nutzungsänderung (EG ZGB + RGB):Lager + Versand 
Buchbinderei zu Wohnungen, Umbau und Erweiterung 
des Lichthofs, Nutzungsänderung (UG): Lager- zu  
Schulungsräume

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 05.10.2017, Az. 602-1.201-2017-17878-21,  
wurde die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiun­
gen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 10104, 10106, 10137, 10138 und 11152,  
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe­
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund­
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt­
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs­
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal­
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail­
adresse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
2 33-215 46. 

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs­
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün­
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla­
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün­
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün­
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege­
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Buchbesprechungen	 435	
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auf Grünland, Dauergrünland und Ackerland mit mehr
jährigem Feldfutterbau (Aussaat spätestens 15. Mai 2017)
der Stadt München

im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse im Grünland hin­
sichtlich der Verwertung von Nährstoffen aus flüssigen Wirt­
schaftsdüngern festgelegt auf die Zeit vom

15. November 2017 bis einschließlich 14. Februar 2018
Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Düngeverordnung 
unberührt. Dies gilt insbesondere für das Verbot, Düngemittel 
auf überschwemmten, wassergesättigten, gefrorenen oder 
mit Schnee bedeckten Böden auszubringen.

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
– Sachgebiet L 3.2 –
Fachzentrum Agrarökologie

Pfaffenhofen, den 30.09.2017

Ilmberger, LD

Ausschreibung und Auswahl von Trägerschaften		
für bezuschusste soziale Einrichtungen:		
Colmdorf Nord

Die Landeshauptstadt München beabsichtigt, die Trägerschaft 
für städtische Bauten an freigemeinnützige und sonstige  
Träger zum Betrieb von anerkannten und genehmigten öffent­
lichen Kindertageseinrichtungen, zu übertragen:

Colmdorf Nord
Aubing-Lochhausen-Langwied (22)
Haus für Kinder
24 Plätze für Kinder unter 3 Jahren und
50 Plätze für Kinder ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt
integriert in einem Wohnbaugebiet
Mehrzweckraum, 2 TG Stellplätze
Fertigstellung geplant Mai 2018

Die Landeshauptstadt München steht in der Verantwortung, 
den Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung zu erfüllen. 
Der Geschäftsbereich KITA im Referat für Bildung und Sport 
behält sich deshalb vor, für die Erstbelegung von neu überlas­
senen städtischen Einrichtungen, Vorgaben hinsichtlich der 
Altersstruktur und Platzvergabe zu machen.
Der Geschäftsbereich KITA kann fordern, dass Kindergarten­
plätze in neuen Einrichtungen im Rahmen der Erstbelegung 
vorrangig mit 2-Jährigen belegt (maximal 12 Krippenkinder 
pro  Kindergartengruppe) werden und das sobald eines dieser 
Kinder das 3. Lebensjahr vollendet, der hierdurch gewonnene 
Platz bis zur vollen lt. Betriebserlaubnis und Vertrag zugelas­
senen Gruppenstärke mit Kindern der Altersgruppe der 
3– 6jährigen gemäß Satzung unverzüglich nach belegt wird. 
Hortplätze in neuen Einrichtungen können im Rahmen der 
Erstbelegung vorrangig mit Kindern im Jahr vor der Einschu­
lung belegt werden.
Unabhängig davon führt die KITA-Elternberatung zunächst 
alle Vormerklisten für die ausgeschriebenen Kindertages­
einrichtungen. 
Der Träger ist verpflichtet diese Vormerklisten für die Auswahl 
zu übernehmen. 
Die Krippenplätze und Kindergartenplätze sind entsprechend 
dieser Liste zu vergeben, bei der Erstvergabe sind die dem 

ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab­
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh­
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs­
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein­
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro­
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg­
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags­
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige­
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt­
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver­
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren­
vorschuss zu entrichten. 

München, 5. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Allgemeinverfügung nach § 6 Abs. 10 Düngeverordnung
Vollzug der Verordnung über die Anwendung von Dünge-
mitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzen-
hilfsmitteln nach den Grundsätzen der guten fachlichen 
Praxis beim Düngen (Düngeverordnung – DüV)
vom 26. Mai 2017

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Pfaffen­
hofen – Sachgebiet L 3.2 – Fachzentrum Agrarökologie erlässt 
als zuständige Behörde (Art. 4 ZuVLFG) gemäß § 6 Abs. 10 
Düngeverordnung folgende 

Anordnung

Die Sperrfrist für die Ausbringung von Düngemitteln mit we­
sentlichen Gehalten an Stick-stoff, ausgenommen Festmist 
von Huftieren oder Klauentieren oder Komposte, wird abwei-
chend von § 6 Abs. 8 Satz 1 Düngeverordnung
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Träger von der KITA Elternberatung bezeichneten Kinder im 
Krippen- und Kindergartenalter aufzunehmen. Einzelne Krip­
pen- oder Kindergartenkinder können auch noch im Lauf des 
ersten Jahres nach Inbetriebnahme von der KITA-Elternbera­
tung zur Aufnahme zugewiesen werden. 
Der Träger darf bis zum Ablauf von 12 Monaten nach der In­
betriebnahme nur dann Zusagen hinsichtlich der Aufnahme 
von Krippen- und Kindergartenkindern erteilen, wenn die 
KITA- Elternberatung vorher der Platzvergabe zugestimmt hat

Wir bitten um Beachtung folgender, aktuell gültiger Bedingun­
gen:

– �Ein Antrag auf die Münchner Förderformel muss bei Ab­
schluss eines Vertrages zur Betriebsträgerschaft bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und Sport, 
Geschäftsbereich KITA gestellt werden. Die Gewährung der 
Zuwendungen kann ab dem Monat der Antragstellung erfol­
gen, in dem die Fördervoraussetzungen erfüllt sind. 

– �Die Höhe des Betriebskostenzuschusses richtet sich nach 
der Münchner Förderformel (Zuschussrichtlinie, in der je­
weils geltenden Fassung), Sie können sich unter dem Link  
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Refe­
rat-fuer-Bildung-und-Sport/Kindertageseinrichtungen/ 
muenchner-foerderformel.html über die Münchner Förder­
formel sowie über die geltenden Beschlüsse u.s.w., infor­
mieren.

– �In einer Kindertageseinrichtung findet die Satzung über den 
Besuch der Kinderkrippen, Häuser für Kinder, Kindergärten 
und Horte der Landeshauptstadt München (Kindertages­
einrichtungssatzung) Anwendung. Hinsichtlich der Entgelte 
sind die Regelungen in der Münchner Förderformel, Zu­
schussrichtlinie Punkt 6, 6.1 und 6.2 .i.V.m. den jeweils gel­
tenden Voraussetzungen des Faktors eallg, zu beachten mit 
der Maßgabe, dass die Höchstbeträge für die Inanspruch­
nahme der jeweiligen Buchungsstufe in der jeweiligen Nut­
zungs- und Besuchsart gemäß der Gebühren der städti­
schen Kindertageseinrichtungsgebührensatzung in der 
jeweils geltenden Fassung nicht überschritten werden dür­
fen. Die jeweils nach der Münchner Förderformel zulässigen 
Entgelte errechnen sich auf der Basis dieser Obergrenze.

– �Die Vergütung des Personals muss gem. den Vorgaben der 
Zuschussrichtlinie zur Münchner Förderformel, in der jeweils 
geltenden Fassung, erfolgen.

– �Die Überlassung erfolgt miet- und pachtfrei.
– �Der Träger darf keine Reduzierung seines bisherigen Platz­

angebotes im jeweiligen Stadtbezirk – wenn vorhanden – 
vornehmen. Es muss gewährleistet sein, den Bedarf, der 
aus der neuen Wohnbebauung entsteht, zu decken.

Falls Sie Interesse haben sich zu bewerben, bitten wir Sie, 
Ihre Interessenbekundung schriftlich, bitte bis spätestens 
06.11.2017 – es gilt das Datum des Eingangs bei der 
LHM – an die Landeshauptstadt München, Referat für Bildung 
und Sport, Geschäftsbereich KITA, Koordination und Aufsicht 
Freie Träger, Trägerschaftsauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München oder per E-Mail an tav.ft.kita.rbs@
muenchen.de zu senden. Sie erhalten dann die Bewerbungs­
formulare per E-Mail. 
Bitte vergessen Sie nicht bei Abgabe Ihrer Interessenbekun­
dung auch Ihre aktuelle E-Mail-Adresse anzugeben. Für die 
Bewerbung im Trägerschaftauswahlverfahren sind ausschließ­
lich die vorgegebenen Unterlagen zu verwenden.
Zur Sicherstellung einer fristgerechten Abgabe dient der 
Briefkasten am Rathaus – Marienplatz der LHM. (Bis 24.00 h 
wird der Eingang tagesgenau abgestempelt.)

Die Bewerbungsformulare beinhalten: 
1. Das Vorblatt zum Bewerbungsformular
2. Das Bewerbungsformular
Beide Formulare werden elektronisch ausgefüllt und anschlie­
ßend ausgedruckt. 
Das Bewerbungsformular ist zu unterschreiben. Das ausge­
füllte Bewerbungsformular, ohne Vorblatt, darf insgesamt 
nicht mehr als 10 DIN A 4 Seiten umfassen. 

Ausschlusskriterien:
1. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs der Interessenbekundung wurde nicht 
eingehalten.
2. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs und der Umfang der Bewerbungs­
unterlagen wurden nicht eingehalten. 
3. Ausschlusskriterium 
Es ist hier insbesondere ausreichend darzulegen, dass die 
Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis für den Betrieb 
der jeweiligen Kindertageseinrichtung gemäß § 45 SGB VIII 
erbracht und die genannten Bedingungen erfüllt werden kön­
nen.  (Siehe Vorgaben der Anlage 3 des Beschlusses zum 
„Start zur stufenweisen Einführung der MFF“, vom 26.01.2011 
und die Vorgaben des Beschlusses „Weiterentwicklung der 
Münchner Förderformel“ vom 14.12.2011.) 

Die vollständige Bewerbung muss bis spätestens 04.12.2017 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
Sport, Geschäftsbereich KITA, Koordination und Aufsicht 
Freie Träger, Trägerschaftsauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München, in der genannten Form in Papier und 
unterschrieben per Post eingegangen sein. Es gilt das Datum 
des Eingangs bei der LHM. Zur Sicherstellung einer fristge­
rechten Abgabe dient der Briefkasten am Rathaus am Marien­
platz der LHM. (Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau ab­
gestempelt.)

Folgende Kriterien werden für die Bewertung/Gewichtung  
zugrundegelegt:
– �Pädagogik (Gewichtung Faktor 1,25)
– �Querschnittsaufgaben wie Integration, Inklusion,  

Genderthematik (Gewichtung Faktor 1,00)
– �Gesundheitsförderung (Gewichtung Faktor 0,75)
– �Sozialraumorientierung (Gewichtung Faktor 0,75)
– �Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern  

(Gewichtung Faktor 0,50)
– �Organisationsstruktur und qualitätssichernde Maßnahmen 

(Gewichtung Faktor 0,50)
– �Finanzplan (Gewichtung Faktor 0,25)
– �Darstellung zur besonderen Eignung (Gewichtung Faktor 

2,5)

Für weitere Auskünfte zum Ausschreibungsverfahren wenden 
Sie sich bitte an Tel. 089/233-84245, Tel. 089/233-84732 oder 
per E-Mail: tav.ft.kita.rbs@muenchen.de.
Für Auskünfte zur Fachplanung – für die ausgeschriebenen 
Einrichtungen – erreichen Sie die zuständigen Ansprechpart­
nerinnen und Ansprechpartner der Abteilung Zentrales Immo­
bilienmanagements im Referat für Bildung und Sport, per  
E-Mail, unter: zim.rbs@muenchen.de.

München, 4. Oktober 2017	� Referat für Bildung und 
Sport 

		�  Koordination und Aufsicht 
freie Träger  

		  RBS-KITA-FT
		  Beatrix Zurek
		  Stadtschulrätin
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Abstimmungsbekanntmachung
für den Bürgerentscheid 
„Raus aus der Steinkohle!“
in der Landeshauptstadt München 
am 5. November 2017

I. Am Sonntag, dem 5. November 2017, findet in der Landeshauptstadt München der 
Bürgerentscheid „Raus aus der Steinkohle!“ statt.

Die Abstimmung dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

II. Das Stimmrecht kann folgendermaßen ausgeübt werden:

1. Im Abstimmungsraum:

Das Stadtgebiet der Landeshauptstadt München ist in 257 Stimmbezirke eingeteilt.

In den Abstimmungsbenachrichtigungen, die den im Bürgerverzeichnis eingetragenen 
Bürgerinnen und Bürgern bis spätestens 15. Oktober 2017 übersandt worden sind, sind der
Stimmbezirk und der Abstimmungsraum angegeben, in dem sie abstimmen können. In 
der Abstimmungsbenachrichtigung befindet sich auch ein Hinweis, ob der jeweilige 
Abstimmungsraum vollständig, teilweise oder nicht barrierefrei zugänglich ist.

Stimmberechtigte können, wenn sie keinen Abstimmungsschein besitzen, nur in dem 
Abstimmungsraum des Stimmbezirks abstimmen, in dessen Bürgerverzeichnis sie 
eingetragen sind.

Wer einen Abstimmungsschein besitzt, kann das Stimmrecht in jedem Stimmbezirk der 
Landeshauptstadt München ausüben.

Die Abstimmenden haben ihre Abstimmungsbenachrichtigung oder ihren Abstimmungs-
schein und ihren Personalausweis – ausländische Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
einen Identitätsausweis – oder ihren Reisepass zur Abstimmung mitzubringen.

Der Stimmzettel wird den Abstimmenden beim Betreten des Abstimmungsraums 
ausgehändigt. Er muss von den Stimmberechtigten allein hinter einer Sichtblende im 
Abstimmungsraum gekennzeichnet werden.

Die Durchführung der Abstimmung und die Feststellung des Abstimmungsergebnisses
sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung der Abstimmung 
möglich ist.

2. Durch Briefabstimmung:

Wer durch Briefabstimmung abstimmen will, erhält auf Antrag folgende Unterlagen:

• einen Abstimmungsschein, mit der Anschrift, an die der Abstimmungsbrief zu 
übersenden ist,

• einen Stimmzettel,
• einen Umschlag für den Stimmzettel,
• einen hellroten Abstimmungsbriefumschlag für den Abstimmungsschein und den 

Stimmzettelumschlag sowie
• ein Merkblatt für die Briefabstimmung.
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Nähere Hinweise zur Briefabstimmung ergeben sich aus dem Merkblatt.

Bei der Briefabstimmung müssen die Stimmberechtigten den Abstimmungsbrief mit dem 
Stimmzettel in den dafür vorgesehenen Umschlag und dem Abstimmungsschein so 
rechtzeitig an die auf der Rückseite des Abstimmungsscheins angegebene Behörde 
einsenden, dass der Abstimmungsbrief dort spätestens am 5. November 2017, 18.00 Uhr
eingeht. Der Abstimmungsbrief kann auch bis spätestens 5. November 2017, 18:00 Uhr in 
den Wahlbriefkästen des Kreisverwaltungsreferates, Ruppertstr. 19, und der Wahlbüros in 
den Bezirksinspektionen Nord, Ost und West sowie in den Sonderbriefkasten am Rathaus, 
Marienplatz 8, eingeworfen werden.

III. Die 135 Briefabstimmungsvorstände treten zur Ermittlung des Briefabstimmungs-
ergebnisses um 16.00 Uhr in der Messe Riem, Halle A6, zusammen.

IV. Grundsätze für die Kennzeichnung des Stimmzettels:

Abgestimmt wird mit amtlich hergestellten Stimmzetteln. Ein Muster des Stimmzettels ist 
dieser Bekanntmachung beigefügt. Ebenso wird ein Muster des Stimmzettels in den 
Abstimmungsräumen ausgehängt.

Jede abstimmende Person hat für den Bürgerentscheid eine Stimme.
Die Stimmabgabe erfolgt jeweils durch ein Kreuz oder durch eine andere, jeden Zweifel 
ausschließende Kennzeichnung. Die gekennzeichneten Stimmzettel sind so zu falten, dass
die Stimmabgabe nicht erkennbar ist.

V. Die Stimmberechtigten können ihr Stimmrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. 
Sind sie des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung nicht in der 
Lage, ihr Stimmrecht auszuüben, können sie sich der Hilfe einer Person ihres Vertrauens 
bedienen.

Wer unbefugt abstimmt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis der Abstimmung herbeiführt
oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3, § 108d Satz 1 des 
Strafgesetzbuchs).

München, den 20. Oktober 2017 Landeshauptstadt München
Kreisverwaltungsreferat
gez.
Dr. Böhle
Abstimmungsleiter
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Stimmzettel

für den Bürgerentscheid 

„Raus aus der Steinkohle!“

am 05. November 2017

Sind Sie dafür, dass der Block 2 (Steinkohlekraftwerk) 
des Heizkraftwerks Nord bis spätestens 31.12.2022  
stillgelegt wird?

Sie haben hier eine Stimme

 Ja  Nein
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Bekanntmachung
Versteigerung von Fundsachen

Das Münchner Fundbüro versteigert am Donnerstag, 
30.11.2017, ab 09.30 Uhr diverse, nicht abgeholte Fundsachen. 
Es werden u.a. Handys/Smartphones (z.B. Apple, Samsung), 
Schmuck, Uhren, Kameras (z.B. Nikon, Canon), Unterhal­
tungselektronik (z.B. Ipad, Laptops) und diverse andere Fund­
sachen versteigert.

Die Fundgegenstände sind gebraucht, nicht gewartet und 
werden ohne Gewährleistung für deren Beschaffenheit, Voll­
ständigkeit und Funktionsfähigkeit gegen sofortige Barzah­
lung versteigert. Ab 08.30 Uhr erfolgt die Bieterregistrierung 
und die Aushändigung der Versteigerungslisten.

Vorbesichtigung: nur am Versteigerungstag von 08.30 bis 
09.30 Uhr

Ort: �Kreisverwaltungsreferat, Multifunktionsraum,  
Erdgeschoss, Ruppertstr. 11, 80337 München

MVV: U-Bahnhof „Poccistrasse“ (U3 + U6),

Weitere Informationen sind im Internet erhältlich unter:
www.fundbuero-muenchen.de

München, 9. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		  Kreisverwaltungsreferat 		
		  (KVR)

Aufgebot verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten Sparkassenbücher der Stadt­
sparkasse München wurden als verlorengegangen gemeldet 
und deshalb das Aufgebotsverfahren beantragt:

ausgestellt von der 	 Sparkassen-	 auf den Namen 		
Stadtsparkasse	 buch	 des
München	 Nr.	 Einlegers

BCSM	 1626951	 Michael Maugg
BCSM	 1894377	 Rudolf Moebus NL
FL 4	 3000328041	 Lotte Sageder
FL 4	 3001165285	 Lotte Sageder
FL 12	 2087872	 Eleni Kouliali
FL 50	 50012004	 Angela Nini 
FL 58	 3001515828	 Anna Webersberger
FL 60	 60308293	 Dr. Ernst Boetsch
FL 82	 68329150	 Ingeborg Mueller
BC 87	 3001830870	 Josef Bodirsky
FL 90	 901581561	 Bujar Sulollari
FL 116	 59043554	 Martin Heyn
DSGF 	 904566312	 Heike Schoch
DSGF	 18058131	 Hans-Georg Rehm NL
DSGF	 12455267	 Annemarie Wullner NL

Es wurde am 05.10.2017 verfügt, das Aufgebotsverfahren ge­
mäß Art. 33 ff AGBGB durchzuführen. Die Inhaber der vorste­
hend aufgeführten Sparkassenbücher werden hiermit aufge­
fordert, ihre Rechte unter Vorlage der Urkunden ab 05.10.2017 
binnen drei Monaten, d.h. bis spätestens 05.01.2018 bei der 
Stadtsparkasse München, Ungererstraße 75, 80805 Mün­
chen, anzumelden. Urkunden, für welche Rechte innerhalb 

der gesetzten Frist nicht geltend gemacht werden, werden 
nach Ablauf dieser Frist für kraftlos erklärt.

München, 5. Oktober 2017	 Stadtsparkasse München
		  Direktion Prozesse und IT

Kraftloserklärung verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten, am 05.07.2017 als verloren 
aufgebotenen Sparkassenbücher, wurden mit Verfügung vom 
05.10.2017  für kraftlos erklärt, nachdem auf das erlassene 
Aufgebot innerhalb der dreimonatigen Einspruchsfrist Rechte 
Dritter nicht geltend gemacht wurden:

ausgestellt von der 	 Sparkassen-	 auf den Namen 		
Stadtsparkasse	 buch	 des
München	 Nr.	 Einlegers

BCSM	 3000797088	 Suad Semic 
FL 2	 3000568844	� Ernestine Hammerstingl 

NL
FL 2	 65321309	 Nooria Zamani
BC 4	 28091643	 Ewa Klopotowska
FL 16	 108340787	 Ferit Chasan Soukri und 
		  Bedika Chasan Soukri
FL 50	 3002166704	 Else Siegmund
FL 57	 57320491	 Dr.Annelie Ruthner
FL 60	 3000690291	 Eva Hesse 	
FL 64	 40035248	 Florian Orgler 
FL 71	 3000456883	 Heidemaria Gärtner 
BC 115	 3001838915	 Memdouha Ahmet
FI-FK-BL	 6758171	 Firma Muenchner 
		  Philharmoniker
UF-FH-FR	 3000624290	 Maximilian Joos
UF-FH-FR	 3001336779	 Lukas Joos
UF-FH-FR	 3000624308	 Julia Joos   
DSGF-MF-SB	 76058494	 Erika Spornecker
DSGF-MF-NL	 28497329	 Frieda Rappl NL
DSGF-MF-NL	 28679801	 Frieda Rappl NL

München, 5. Oktober 2017	 Stadtsparkasse München
		  Direktion Prozesse und IT

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  
(BImSchG) und des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG);

Riesenfeldstr. 87, 80809 München: Firma BMW Group
Antrag auf Genehmigung eines Heizwerks mit einer  
maximalen Feuerungswärmeleistung von 108 Megawatt 
(MW) gem. § 4 i.V.m. § 10 BImSchG

Die amtliche Bekanntmachung finden sie auch im Internet  
unter https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen

Die Firma BMW Group hat mit Schreiben vom 31.07.2017 die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung gem. § 4 BImSchG 
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beantragt. Gleichzeitig wurde gem. § 8a BImSchG ein Antrag 
auf vorzeitigen Beginn für die Errichtung der Anlage bean­
tragt, allerdings ohne Einstell- und Probebetrieb. Das Vorha­
ben unterfällt auch dem Treibhausgas- Emissionshandelsge­
setz (TEHG).

Gegenstand des Antrages ist Errichtung und Betrieb eines 
Heizwerkes, bestehend aus 3 baugleichen Heißwassererzeu­
gern mit einer Feuerungswärmeleistung von je 36 Megawatt. 
Insgesamt verfügt die Anlage über eine Feuerungswärmeleis­
tung von 108 MW. Als Brennstoff wird ausschließlich Erdgas 
eingesetzt werden. 

Die Abgase der Feuerungsanlagen sollen über einen dreizügi­
gen Schornstein mit einer Höhe von 32 m über Erdgleiche ab­
geleitet werden. 
Mit dem neuen Heizwerk soll die Wärmeversorgung des Werk 
01.50 (FIZ) und des Fahrzeug- und Motorenbaus im Werk 
01.10 auch in der kalten Jahreszeit, wenn die Wärmeversor­
gung der Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen nicht ausreicht,  
sichergestellt werden. 

Das Heizwerk wird in einem neuen Gebäude an der Riesen­
feldstr. 87 errichtet werden.
Die Betriebsdauer für alle 3 Kessel wird mit max. 1.500 Stun­
den pro Jahr angegeben. In die Abgaswege werden Economi­
ser eingebaut, die durch Senkung der Abgastemperatur zu­
sätzlich Energie (Wärme) erzeugen und damit zur Erhöhung 
des Kesselwirkungsgrades auf 97,3 % und zur Reduzierung 
des Erdgasverbrauches führen. Die Erdgasversorgung erfolgt 
aus dem Erdgasnetz der Stadtwerke München.
Das Heizwerk soll im Dezember 2018 in den Serienbetrieb  
gehen.

Das Vorhaben unterfällt Ziffer 1.1 G des Anhangs 1 der 4. 
BImSchV – Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla­
gen, Verfahrensart G (= Genehmigungsverfahren gemäß § 10 
– mit Öffentlichkeitsbeteiligung) und E (= Anlage gemäß Art. 
10 der Industrieemissions-Richtlinie 2010/75/EU vom 
08.04.2013, Tätigkeit nach 1.1 des Anhangs I).

Zuständig für die Entscheidung über das Vorhaben ist das 
Referat für Gesundheit und Umwelt, Hauptabteilung Umwelt­
schutz, Sachgebiet US 21, Immissionsschutz-Nord, Bayerstr. 
28 a, 80335 München (Telefon  233-4 77 09, Fax 233-4 77 42, 
E-Mail: immissionsschutz-nord.rgu@muenchen.de).

Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 10 Abs. 3 BImSchG):

Das Genehmigungsverfahren wird mit Öffentlichkeitsbeteili­
gung durchgeführt. Der Antrag und die Unterlagen liegen vom 
30.10.2017 bis einschließlich 29.11.2017 beim Referat für Ge­
sundheit und Umwelt in der Bayerstraße 28a, 80335 Mün­
chen, Zimmer 3043 (3.OG), während folgender Sprechzeiten 
zur Einsicht aus:

Montag, Dienstag, Donnerstag	 von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr 	
	 und 13.00 – 15.00 Uhr
Mittwoch	 von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr 	
	 und 13.00 – 18.00 Uhr
Freitag	 von 9.30 Uhr bis 12.30 Uhr.

Bei vorheriger telefonischer Vereinbarung (Erreichbarkeit: 
montags bis donnerstags, RGU-Telefon: 0 89/2 33-4 77 09, 
kann auch außerhalb dieser Sprechzeiten Einsicht in die  
Unterlagen genommen werden.

Weitere Informationen, die für die Entscheidung über das  
Vorhaben von Bedeutung sein können und die dem Referat 
für Gesundheit und Umwelt erst nach Beginn der Auslegung 
vorliegen, werden der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen 
über den Zugang zu Umweltinformationen zugänglich gemacht.

Einwendungen gegen das Vorhaben können bis einen Monat 
nach Ende der Auslegungsfrist, also bis einschließlich 
29.12.2017 schriftlich oder elektronisch gegenüber der Landes­
hauptstadt München, Referat für Gesundheit und Umwelt, 
Bayerstraße 28a, 80335 München erhoben werden. Die Ein­
wender können verlangen, dass ihr Name und ihre Anschrift 
unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemä­
ßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erfor­
derlich sind.
Es wird gebeten, Namen und Anschrift lesbar anzugeben.  
Unleserliche Einwendungen oder solche, die die Person nicht 
erkennen lassen, werden beim Erörterungstermin nicht zuge­
lassen. Einwendungen müssen zumindest die befürchtete 
Rechtsgutgefährdung und die Art der Beeinträchtigung erken­
nen lassen.
Mit dem Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmi­
gungsverfahren gemäß § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG alle Ein­
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat­
rechtlichen Titeln beruhen.
Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann die Genehmigungs­
behörde die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein­
wendungen mit dem Antragssteller und denjenigen, die Ein­
wendungen erhoben haben, erörtern. Hierüber entscheidet 
die Landeshauptstadt München, Referat für Gesundheit und 
Umwelt nach Ablauf der Einwendungsfrist nach pflichtgemä­
ßem Ermessen.
Die Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen wird 
gegebenenfalls am 25.01.2018 um 10 Uhr im Referat für Ge­
sundheit und Umwelt, Bayerstr. 28a, 80335 München, Konfe­
renzraum 1009 (1. Stock) durchgeführt.
Der Erörterungstermin dient dem Zweck, die bis zum o.g. Ter­
min erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die 
Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung 
sein kann. Es soll den Einwenderinnen und Einwendern Gele­
genheit zur Erläuterung der vorgetragenen Einwendungen ge­
geben werden. Die bis zum o.g. Termin form- und fristgerecht 
erhobenen Einwendungen werden auch dann behandelt, 
wenn der Antragsteller oder diejenigen, die Einwendungen er­
hoben haben, dem Termin fernbleiben. Der Erörterungstermin 
ist öffentlich.

Gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG liegt die Durchführung – abhän­
gig von Anzahl und Inhalt der Einwendungen – im pflichtge­
mäßen Ermessen der Genehmigungsbehörde. Der Erörterungs­
termin wird abgesagt, wenn die erhobenen Einwendungen 
nach Einschätzung der Behörde keiner Erörterung bedürfen. 
Diese Entscheidung wird im Internet auf der Homepage der 
Landeshauptstadt München unter
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ Referat-
fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen nach Ende 
der Einwendungsfrist öffentlich bekannt gemacht.
 
Die Zustellung der Entscheidung über den Antrag und die Ein­
wendungen wird durch öffentliche Bekanntmachung ergehen. 
Sie gilt als erfolgt, wenn seit der Bekanntmachung im Amts­
blatt der Landeshauptstadt München zwei Wochen verstrichen 
sind.

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die nach dem Erörterungs­
termin eingebrachten Einwendungen, sofern sie für das Zulas­
sungsverfahren von Bedeutung sind, mit in die Begründung 
der das Verfahren abschließenden Entscheidung eingehen.

Da es sich um eine Anlage handelt, die den Anforderungen 
der Richtlinie über Industrieemissionen unterliegt, wird der 
Genehmigungsbescheid gemäß § 10 Abs. 8a BImSchG auch 
im Internet veröffentlicht.

Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 7 Abs. 1 UVPG):
Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um ein Vorhaben 
nach 1.1.2 Spalte 2, Kennzeichen A der Anlage 1 zum UVPG. 
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Für das Vorhaben ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzel­
falls nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVPG) durchzuführen. Beim vorliegenden Vorhaben ist 
vor allem das Schutzgut Luft relevant.

Vor der Entscheidung im immissionsschutzrechtlichen Ge­
nehmigungsverfahren wurden durch die Vorhabensträgerin 
Angaben gemäß § 7 Abs. 4 in Verbindung mit Anlage 2 des 
UVPG vorgelegt.

Bei den Vorhaben liegen besondere örtliche Gegebenheiten 
der Nummern 2.3.1, 2.3.9 und 2.3.10 gemäß der Anlage 3 des 
UVPG vor.

Dazu wurde von der TÜV Süd GmbH eine Immissionsprogno­
se erstellt. In dieser wurde die vom Vorhaben ausgehende Zu­
satzbelastung der Luftschadstoffe Schwebstaub (PM-2,5, 
PM-10), Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Kohlenmonoxid 
ermittelt und mit den Immissionswerten der TA Luft vergli­
chen.
Im Hinblick auf eine konservative Betrachtungsweise wurde 
von einem Volllastbetrieb der drei Heißwasserkessel durch­
gehend für ein ganzes Jahr, bzw. 8760 Betriebsstunden mit 
maximalen Emissionen ausgegangen.
Als Rechengebiet ergibt sich bei einer Schornsteinhöhe von 
32 m ein Kreis mit einem Radius von mindestens 1600 m um 
die Emissionsquelle. 

Bei der Ermittlung der Gesamt- Stickstoffdeposition für das 
am südlichen Randbereich gelegene FFH-Gebiet „Heideflä­
chen und Lohwälder“ nördlich von München wurden über das 
Vorhaben hinaus, auch die aus den beiden beantragten Kraft-
Wärmekopplungsanlagen im Werk 01.10 und im Werk 01.50 zu 
erwartenden Stickstoffoxide berücksichtigt.

Die Ergebnisse zeigen, dass bei allen untersuchten Schad­
stoffen mit irrelevanten Zusatzbelastungswerten (unter 3 % 
der Immissonswerte der TA Luft) zu rechnen ist und dass 
auch die summative Stickstoffdeposition im Bereich des FFH-
Gebietes weit unter der Bagatellschwelle liegt. 
Somit wird auch der Schutz von Ökosystemen und Vegetation 
in ausreichendem Maße gewährleistet.

Damit leistet das Vorhaben keinen nennenswerten Beitrag zur 
Immissionsbelastung und bewirkt keine erheblich nachteiligen 
Umweltauswirkungen.

Dem Vorhaben steht somit auch nicht der Luftreinhalteplan 
der Landeshauptstadt München entgegen, in dessen Bereich 
es liegt.

Im bestimmungsgemäßen Betrieb fallen keine gefährlichen 
Abfälle an (außer gegebenenfalls bei Wartungsarbeiten). Eine 
Abfallbehandlung jedweder Art findet nicht statt. Den Grund­
sätzen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) wird Folge 
geleistet.

Die überschlägige Prüfung nach § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten  
Kriterien hat ergeben, dass das genannte Vorhaben nach Ein­
schätzung der Landeshauptstadt München Referat für Ge­
sundheit und Umwelt keiner Umweltverträglichkeitsprüfung 
bedarf, da erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Um­
welt und die zu schützenden Güter nicht zu besorgen sind.

Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü­
fung im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 3 UVPG besteht daher nicht.

Diese Feststellung wird hiermit gem. § 5 Abs. 2 UVPG öffent­
lich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 
1 UVPG). 

Die das Vorhaben betreffenden entscheidungserheblichen 
Berichte können beim Referat für Gesundheit und Umwelt, 
Bayerstr. 28 a, 80335 München, Sachgebiet US 21,  
Zimmer 3043 nach vorheriger telefonischer Anmeldung  
(Tel. Nr. 0 89/2 33-4 7709) eingesehen werden.

München, 20. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		�  Referat für Gesundheit und 

Umwelt
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Bekanntmachung der endgültigen Ergebnisse der Wahl zum
19. Deutschen Bundestag am 24.09.2017
in den Wahlkreisen 217, 218, 219 und 220

Gemäß § 79 Abs. 1 Nr. 1 Bundeswahlordnung (BWO) i.V.m. § 76 Abs. 2 Satz 1 BWO werden hiermit 
nachfolgende vom Kreiswahlausschuss in seinen Sitzungen am 27.09.2017 festgestellten endgültigen
Ergebnisse bekannt gegeben:

Wahlkreis 217 München-Nord

A Wahlberechtigte
226436

B Wähler
174196

C Ungültige Erststimmen 1075

D Gültige Erststimmen 173121

Von den gültigen Erststimmen entfielen auf
Bewerber
(Vor- und Familienname)

Kurzbezeichnung der 
Partei/bei and. Kreiswahlvor-
schlägen das Kennwort

D 1 Bernhard Loos CSU 55.811

D 2 Florian Post SPD 45.068

D 3 Doris Wagner GRÜNE 22.726

D 4 Daniel Föst FDP 16.669

D 5 Petr Bystron AfD 13.216

D 6 Ates Gürpinar DIE LINKE 10.351

D 7 Dr. Horst Engler-Hamm FREIE WÄHLER 2.752

D 9 Tobias Ruff ÖDP 2.893

D 10 Stephan Mannseicher BP 1.168

D 13 Patrick Ziegler MLPD 160

D 14 Martin Hennig BüSo 119

D 19 Valentin Schwarze Die PARTEI 2.188

E Ungültige Zweitstimmen 668

F Gültige Zweitstimmen 173528

Von den gültigen Zweitstimmen entfielen auf
Landesliste (Kurzbezeichnung der Partei)

F 1 CSU 49.953
F 2 SPD 28.903
F 3 GRÜNE 29.334
F 4 FDP 26.241
F 5 AfD 14.982
F 6 DIE LINKE 14.302
F 7 FREIE WÄHLER 1.869
F 8 PIRATEN 750
F 9 ÖDP 1.419
F 10 BP 874
F 11 NPD 135
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F 12 Tierschutzpartei 1.354
F 13 MLPD 79
F 14 BüSo 38
F 15 BGE 360
F 16 DiB 541
F 17 DKP 40
F 18 DM 266
F 19 Die PARTEI 1.590
F 20 Gesundheitsforschung 174
F 21 V-Partei³ 324

Name des gewählten Wahlkreisbewerbers: Bernhard Loos 

Wahlkreis 218 München-Ost

A Wahlberechtigte
239169

B Wähler
186913

C Ungültige Erststimmen 1226

D Gültige Erststimmen 185687

Von den gültigen Erststimmen entfielen auf
Bewerber
(Vor- und Familienname)

Kurzbezeichnung der 
Partei/bei and. Kreiswahlvor-
schlägen das Kennwort

D 1 Dr. Wolfgang Stefinger CSU 68.255

D 2 Claudia Tausend SPD 39.621

D 3 Margarete Bause GRÜNE 28.278

D 4 Manfred Krönauer FDP 16.451

D 5 Wilfried Biedermann AfD 13.822

D 6 Brigitte Wolf DIE LINKE 11.655

D 7 Rudolf Schabl FREIE WÄHLER 3.223

D 9 Glenn Giera ÖDP 2.693

D 10 Richard Progl BP 1.390

D 14 Erich Kaisersberger BüSo 299

E Ungültige Zweitstimmen 745

F Gültige Zweitstimmen 186168

Von den gültigen Zweitstimmen entfielen auf
Landesliste (Kurzbezeichnung der Partei)

F 1 CSU 58.483
F 2 SPD 29.744
F 3 GRÜNE 29.866
F 4 FDP 27.459
F 5 AfD 15.959
F 6 DIE LINKE 14.124
F 7 FREIE WÄHLER 2.111
F 8 PIRATEN 787
F 9 ÖDP 1.546
F 10 BP 942
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F 11 NPD 158
F 12 Tierschutzpartei 1.530
F 13 MLPD 79
F 14 BüSo 43
F 15 BGE 366
F 16 DiB 563
F 17 DKP 56
F 18 DM 262
F 19 Die PARTEI 1.576
F 20 Gesundheitsforschung 159
F 21 V-Partei³ 355

Name des gewählten Wahlkreisbewerbers: Dr. Wolfgang Stefinger 

Wahlkreis 219 München-Süd

A Wahlberechtigte
216725

B Wähler
170483

C Ungültige Erststimmen 1086

D Gültige Erststimmen 169397

Von den gültigen Erststimmen entfielen auf
Bewerber
(Vor- und Familienname)

Kurzbezeichnung der 
Partei/bei and. Kreiswahlvor-
schlägen das Kennwort

D 1 Michael Kuffer CSU 55.894

D 2 Sebastin Roloff SPD 39.873

D 3 Peter Heilrath GRÜNE 23.343

D 4 Thomas Sattelberger FDP 15.332

D 5 Wolfgang Wiehle AfD 12.921

D 6 Nicole Gohlke DIE LINKE 12.611

D 7 Günther Görlich FREIE WÄHLER 2.803

D 9 Michael Schabl ÖDP 2.679

D 10 Alexander Müller BP 1.190

D 13 Marion Schmidt MLPD 164

D 14 Christa Kaiser BüSo 172

D 19 Gerhard Bruckner Die PARTEI 2.415

E Ungültige Zweitstimmen 659

F Gültige Zweitstimmen 169824

Von den gültigen Zweitstimmen entfielen auf
Landesliste (Kurzbezeichnung der Partei)

F 1 CSU 50.686
F 2 SPD 27.500
F 3 GRÜNE 29.560
F 4 FDP 22.587
F 5 AfD 14.578
F 6 DIE LINKE 14.694
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F 7 FREIE WÄHLER 1.982
F 8 PIRATEN 719
F 9 ÖDP 1.458
F 10 BP 890
F 11 NPD 144
F 12 Tierschutzpartei 1.467
F 13 MLPD 79
F 14 BüSo 50
F 15 BGE 378
F 16 DiB 625
F 17 DKP 30
F 18 DM 241
F 19 Die PARTEI 1.655
F 20 Gesundheitsforschung 157
F 21 V-Partei³ 344

Name des gewählten Wahlkreisbewerbers: Michael Kuffer 

Wahlkreis 220 München-West/Mitte

A Wahlberechtigte
241282

B Wähler
193399

C Ungültige Erststimmen 1322

D Gültige Erststimmen 192077

Von den gültigen Erststimmen entfielen auf
Bewerber
(Vor- und Familienname)

Kurzbezeichnung der 
Partei/bei and. Kreiswahlvor-
schlägen das Kennwort

D 1 Stephan Pilsinger CSU 64.014

D 2 Dr. Bernhard Goodwin SPD 44.283

D 3 Dieter Janecek GRÜNE 31.385

D 4 Dr. Lukas Köhler FDP 17.369

D 5 Bernhard Zimniok AfD 12.852

D 6 Dominik Lehmann DIE LINKE 13.569

D 7 Ludwig Gebhard FREIE WÄHLER 3.450

D 9 Andreas Klauke ÖDP 3.033

D 10 Norbert Seidl BP 1.690

D 14 Werner Zuse BüSo 225

D 22 Dr. Robert Mertel BB 207

E Ungültige Zweitstimmen 778

F Gültige Zweitstimmen 192621

Von den gültigen Zweitstimmen entfielen auf
Landesliste (Kurzbezeichnung der Partei)

F 1 CSU 57.322
F 2 SPD 30.617
F 3 GRÜNE 35.605
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F 4 FDP 26.356
F 5 AfD 14.895
F 6 DIE LINKE 16.638
F 7 FREIE WÄHLER 1.956
F 8 PIRATEN 797
F 9 ÖDP 1.650
F 10 BP 1.073
F 11 NPD 170
F 12 Tierschutzpartei 1.560
F 13 MLPD 52
F 14 BüSo 71
F 15 BGE 417
F 16 DiB 728
F 17 DKP 58
F 18 DM 266
F 19 Die PARTEI 1.823
F 20 Gesundheitsforschung 179
F 21 V-Partei³ 388

Name des gewählten Wahlkreisbewerbers: Stephan Pilsinger 

München, 20. Oktober 2017 Landeshauptstadt München
Kreisverwaltungsreferat
gez.
Dr. Böhle
Gemeinsamer Kreiswahlleiter
für die Wahlkreise 217 – 220
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Mannek, Wilfried: So viel ist Ihr Haus wert. Kauf, Verkauf, 
Steuern, Erbschaft: den richtigen Verkehrswert ermitteln ... 
– 8., aktual. Aufl. – Regensburg: Walhalla, 2017. 144 S. 
ISBN 978-3-8029-4075-0; € 12,95.
 
Der Ratgeber will eine realistische Orientierungs- und Ent­
scheidungshilfe bei der Einschätzung von Verkehrswerten von 
Immobilien und Grundstücken geben. Der Autor erläutert, 
welche Methoden der Wertermittlung es gibt und wo die zur 
Berechnung erforderlichen Informationen zu finden sind.
Zudem werden steuerrechtliche Aspekte erörtert. Hilfreich bei 
der Immobilienwertermittlung sind die neuen Baukosten- 
Indexzahlen.
Der Verfasser zeigt auf, wann es sinnvoll ist, ein professionel­
les Gutachten in Auftrag zu geben. Tipps, Checklisten, Muster­
schreiben und Berechnungsbeispiele runden den Ratgeber 
ab.

Recht und soziale Gerechtigkeit: Festschrift für Heinz 
Georg Bamberger zum 70. Geburtstag. Hrsg. v. Lars  
Brocker, Kai-Oliver Knops und Herbert Roth. – München: 
Beck, 2017. X, 360 S. ISBN 978-3-406-70747-6; € 99.–

Die Festschrift würdigt Heinz Georg Bamberger. Der Jubilar 
wurde am 28. Januar 1947 in Segendorf bei Neuwied gebo­
ren. Nach seinem Studium der Rechtswissenschaften, Philo­
sophie und Betriebswirtschaft an den Universitäten in Bo­
chum, Tübingen und Bonn trat er 1974 in den 
rheinland-pfälzischen Justizdienst als Richter ein. 1978 legte 
Heinz Georg Bamberger an der Universität Bonn seine Pro­
motion ab.
Heinz Georg Bamberger war in seiner langen beruflichen 
Laufbahn als Richter in der ordentlichen Gerichtsbarkeit – zu­
letzt als Präsident des Oberlandesgerichts Koblenz, als Mit­
glied des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz und 
schließlich als Staatsminister der Justiz des Landes Rheinland 
Pfalz tätig. Nachhaltig ist sein Engagement für die Aufarbei­
tung der Rolle der Justiz in der Zeit des Nationalsozialismus.
Heinz Georg Bamberger ist Mitherausgeber und Autor von 
Kommentaren und Handbüchern, u.a. des BGB-Kommentars 
„Bamberger/Roth“ und „Derleder/Knops/Bamberger: Hand­
buch zum deutschen und europäischen Bank- und Kapital­
marktrecht“. Die thematische Breite der Beiträge ist ein Spie­
gelbild der vielfältigen beruflichen, politischen und 
wissenschaftlichen Tätigkeit des Jubilars. Viele Gratulanten 
greifen einzelne Aspekte im Bürgerlichen Recht und im Ban­
kenrecht auf.

Lettl, Tobias: Kartellrecht. – 4., neu bearb. Aufl. – München: 
Beck, 2017. XXIV, 494 S. (Grundrisse des Rechts)  
ISBN 978-3-406-69658-9; € 29,80.

Der Band bietet eine Einführung in das Kartellrecht und gibt 
einen Überblick über das immer stärker vernetzte deutsche 
und europäische Kartellrecht. 
Im Bereich des europäischen Kartellrechts werden die Grund­
lagen der EU-Wettbewerbsregeln (Art. 101, 102 und 106 
AEUV) sowie die Regelungen zur Zusammenschlusskontrolle 
in der Fusionskontrollverordnung behandelt.
Im deutschen Kartellrecht richtet der Autor sein Augenmerk 
auf die gegenüber dem EU-Recht strengeren Regelungen für 
einseitige Verhaltensweisen eines Unternehmens und die 
Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen das Kartellrecht. Zahl­
reiche Beispiele und Übersichten verdeutlichen die Rechts­
materie.
Die Neuauflage vertieft das durch die 9. GWB-Novelle no­
vellierte GWB. Der Band berücksichtigt die neuere Recht­
sprechung von EuGH und BGH sowie die aktuelle Literatur.

Führich, Ernst: Wirtschaftsprivatrecht. Bürgerliches 
Recht, Handelsrecht, Gesellschaftsrecht. - 13., aktual. 
und überarb. Aufl. - München: Vahlen, 2017. XLII, 514 S. 
ISBN 978-3-8006-5458-1; € 32,90.

Das aktualisierte Lehrbuch behandelt die wirtschaftsrelevan­
ten Bereiche des Bürgerlichen Rechts, des Handels- und  
Gesellschaftsrechts zur Vorbereitung auf das Vordiplom oder 
den BA-Abschluss. 
Die didaktische Konzeption verfolgt eine prägnante Darstel­
lung mit kleinen Fällen und vielen Beispielen. Durch zahlreiche 
Schaubilder, Lernziele und Merksätze mit Checklisten wird 
der Stoff anwendungsbezogen vermittelt. 
Ein detailliertes Inhaltsverzeichnis und ein ausführliches Sach­
register erschließen den Band.

Welte, Hans-Peter: Drittstaatsangehörige: Familiennach-
zug, Bleiberechte. Praxishandbuch zum Zuwanderungs-
recht mit Brexit-Folgen. – 2., aktual. Aufl. – Regensburg: 
Walhalla, 2017. 265 S. ISBN 978-3-8029-1892-6; € 29,95.

Das Praxishandbuch bietet eine systematische Darstellung 
der aufenthaltsrechtlichen Grundlagen des Familiennachzugs 
von Ausländern, die nicht einem EU-Mitgliedstaat angehören 
(Drittstaatsangehörige), von ausländischen Familienangehöri­
gen Deutscher sowie von Unionsbürgern. Schwerpunkte sind 
Ehegattennachzug, Kindernachzug, Nachzug der Eltern und 
sonstiger Familienangehöriger, die Erlangung eigenständiger 
Aufenthaltsrechte, Assoziationsrechte sowie die rechtliche 
Verfestigung des Aufenthalts. Zahlreiche Praxisbeispiele ver­
anschaulichen die komplexe Materie. Breiten Raum nimmt die 
aktuelle Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zum 
Aufenthaltsrecht der ausländischen Familienangehörigen von 
deutschen Unionsbürgern ein.
Behandelt werden auch mögliche Brexit-Folgen, falls es zu 
keinem neuen Vertragsverhältnis zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich kommen sollte.
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Der „Bunjes“ aus der gelben Reihe des Beck-Verlags erläutert 
als Jahreskommentar prägnant den jeweils aktuellen Stand des 
Umsatzsteuergesetzes und der Umsatzsteuer-Durchführungs­
verordnung. Dargestellt wird neben den Grundzügen dieses 
Rechtsgebietes auch eine detaillierte Kasuistik.
Die Neuauflage enthält alle für 2017 relevanten Gesetzesände­
rungen zur Umsatzsteuer und zum Umsatzsteuer-Anwen­
dungserlass (UStAE). Eingearbeitet sind u.a. die Änderungen 
durch das Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsver­
fahrens, das Investmentsteuerreformgesetz, das Dritte Pflege­
stärkungsgesetz und das Bundesteilhabegesetz. Zudem  
ist das Zweite Bürokratieentlastungsgesetz kommentiert. Die 
aktuelle Rechtsprechung und Literatur ist berücksichtigt.
Im Anhang ist die jeweils aktuelle Fassung der Mehrwert­
steuersystemrichtlinie (MwStSystRL) und der Mehrwertsteuer-
Verordnung (MwStVO) abgedruckt.

Sozialgesetzbuch. Gesetzliche Rentenversicherung – 
SGB VI. Kommentar. Hrsg. von Ralf Kreikebohm. –  
5. Aufl. – München: Beck, 2017. XXXII, 1557 S.  
ISBN 978-3-406-69508-7; € 179.–

Der Kommentar zum SGB VI bietet einen schnellen und aktu­
ellen Gesamtüberblick über das Rentenrecht.
In die Neuauflage wurde die einschlägige Rechtsprechung 
und die neue Literatur eingearbeitet. Berücksichtigt ist die  
aktuelle Gesetzgebung, u.a. alle Vorschriften zum  Flexirenten­
gesetz mit Stand 1. Juli 2017, das Bundesteilhabegesetz und 
das Sechste SGB IV Änderungsgesetz.

Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 
Hrsg. von Franz Jürgen Säcker und Roland Rixecker. –  
7. Aufl. - München: Beck.
Bd. 5/2.: Schuldrecht - Besonderer Teil III/2. §§ 651a  – 
704. Red.: Martin Henssler. – 2017. XXXI, 1109 S.  
ISBN 978-3-406-71018-6; € 159.–

Der Münchener Kommentar Bürgerliches Gesetzbuch ver­
steht sich als ein umfassendes Erläuterungswerk zum BGB für 
Praxis und Wissenschaft. Die 7. Auflage ist auf 13 Bände an­
gelegt.
Der neue Band 5 (§§ 631 – 704 BGB), der in zwei Teilbänden 
erscheint, entspricht im Wesentlichen dem Band 4 (§§ 631 – 
704 BGB) in der Vorauflage. 
Der Band 5/1 wird erstmals das Werkvertragsrecht nach der 
Reform durch das Gesetz zur Reform des Bauvertragsrechts 
und zur Änderung der kaufrechtlichen Mängelhaftung erläu­
tern. Das Erscheinungsdatum ist voraussichtlich im 4. Quartal 
2017. 
Der Band 5/2 erläutert das Reisevertragsrecht. Die Rechtspre­
chung wurde systematisch ausgewertet und eingearbeitet. 
Auch die Änderungen durch die Umsetzung der Pauschalrei­
se-RL werden erörtert. Bei den Verbraucherdarlehensverträ­
gen wurde das Gesetz zur Umsetzung der Wohnimmobilien­
kredit-RL berücksichtigt. Die Vorschriften zum 
Zahlungsdiensterecht wurden umfassend überarbeitet. Kom­
plett neu bearbeitet wurden die Bestimmungen zur Auslobung 
und zum Auftrag sowie zur Geschäftsführung ohne Auftrag.

Umsatzsteuergesetz. Kommentar. Begr. von Johann  
Bunjes und Reinhold Geist. - Erläutert von Hans-Her-
mann Heidner ... – 16., neubearb. Aufl. – München: Beck, 
2017. XXXI, 1483 S. ISBN 978-3-406-70184-9; € 105.–
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